
Rückverteilung der Einnahmen  
aus der CO2-Bepreisung
Das Versprechen der Politik endlich einlösen,  
aber nicht in Form des Klimageldes! 
RWI Position #83, 07. Februar 2024

Zusammenfassung
Die CO2-Bepreisung für fossile Kraft- und Brennstoffe wurde 2021 eingeführt, um deren 
Verbrauch zum Zwecke des Klimaschutzes zu reduzieren. Um bei steigenden CO2-Preisen 
eine breite Akzeptanz zu sichern, sollte die Politik diese Einnahmen wieder komplett 
an die Verbraucher zurückgeben. Bislang soll dies in Form jährlicher Pauschalbeträge 
geschehen. Um die Bevölkerung und die Unternehmen schneller und unkompliziert zu 
entlasten, sollte die Bundesregierung die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung, die dem 
Klima- und Transformationsfonds (KTF) zufließen, besser dafür verwenden, Komponen-
ten des Strompreises zu senken, vor allem die Netzentgelte. Durch die Absenkung der 
Strompreise würden sowohl die privaten Haushalte als auch Unternehmen, besonders 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU), deutlich entlastet – für Unternehmen ent-
stünden neue Investitionsanreize und die Wirtschaft könnte stärker wachsen. In Zeiten 
massiver finanzieller Engpässe beim Klima und Transformationsfonds wäre es klug, die 
knappen Mittel so zu verwenden, dass damit zugleich die Energiewende vorangebracht 
und die Unternehmen sowie die Bevölkerung entlastet werden. Das würde durch eine 
Verwendung der KTF-Mittel zur Senkung der Netzentgelte und der zahlreichen Umlagen 
auf den Strompreis der Fall sein, nicht aber bei Auszahlung eines Klimageldes.
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Summary
Carbon pricing for fossil fuels was introduced in 2021 to reduce their consumption for 
the purpose of climate protection. In order to ensure broad acceptance in the event of 
rising CO2 prices, politicians should return these revenues in full to consumers. So far, 
the idea is to do this in the form of annual lump sums, also known as climate money, 
but not before 2025. In order to reduce the burden on the population and companies 
more quickly and easily, the German government should make better use of the re-
venue from carbon pricing, which will go to the Climate and Transformation Fund, to 
reduce components of the electricity price, especially grid charges. Lowering electri-
city prices would significantly reduce the burden on both consumers and small and 
medium-sized enterprises (SMEs) - companies would be given new incentives to invest 
and the economy could grow more strongly. In times of massive financial bottlenecks 
in the Climate and Transformation Fund, it would be wise to use the extremely scarce 
funds in such a way that the energy transition is advanced and the burden on citizens 
is reduced at the same time. This would be the case if the funds from the Climate and 
Transformation Fund were used to reduce grid fees and the numerous levies on the 
electricity price, but not if a climate money were paid out.
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1. Einleitung
Seit dem Jahr 2021 wird in Deutschland aus Gründen des Klimaschutzes der Ausstoß an 
Kohlendioxid (CO2) bei der Verbrennung fossiler Brenn- und Kraftstoffe mit staatlichen 
Abgaben belastet. Dies ist notwendigerweise mit höheren Kostenbelastungen für die Ver-
braucher verbunden, da diese sogenannte CO2-Bepreisung ansonsten keine Wirksamkeit 
entfalten könnte. Hierdurch ergibt sich indessen ein Dilemma: Je höher das Niveau der 
CO2-Preise, desto größer sind zwar einerseits die Emissionseinsparungen. Anderseits 
verringert sich mit steigendem Preisniveau die Akzeptanz in der Bevölkerung (z. B. 
Sommer, Mattauch, Pahle 2022).

Ein vielversprechender Ansatz, um bei steigenden CO2-Preisen eine breite Akzeptanz für 
die CO2-Bepreisung zu gewinnen, die für die Vereinbarkeit von Klimaschutz und sozia-
lem Frieden von essenzieller Bedeutung ist, könnte darin liegen, die daraus resultieren-
den Einnahmen wieder komplett an die Verbraucher zurückzugeben (z. B. Frondel et al. 
2022, SVR 2019). Damit könnte die Politik überzeugend signalisieren, dass es ihr bei der 
CO2-Bepreisung nicht um eine zusätzliche staatliche Einnahmequelle geht, sondern aus-
schließlich um Klimaschutz.

Zur Rückverteilung der CO2-Preiseinnahmen gäbe es zahlreiche Alternativen, beispiels-
weise direkte Einkommenstransfers in Form eines Klimageldes, eine Senkung des 
Steuergrundfreibetrages und der Steuersätze oder die Senkung staatlich bedingter Kom-
ponenten des Strompreises, etwa der KWK-Umlage zur Förderung der Kraft-Wärme-
Kopplung und der Netzentgelte. Alle Optionen haben ihre Vor- und Nachteile, die Wahl 
der Alternative zur Rückerstattung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung ist daher eine 
normative Entscheidung, die nicht allein auf wissenschaftlicher Basis getroffen werden 
kann (Kalkuhl et al. 2023).

Die Ampelregierung hatte sich im Jahr 2021 im Koalitionsvertrag (2021: 63) auf eine dieser 
Rückverteilungsvarianten festgelegt, das Klimageld: „Um einen künftigen Preisanstieg zu 
kompensieren und die Akzeptanz des Marktsystems zu gewährleisten, werden wir einen 
sozialen Kompensationsmechanismus über die Abschaffung der EEG-Umlage hinaus ent-
wickeln (Klimageld)“. Im Koalitionsvertrag ist jedoch weder festgelegt, wie das Klimageld 
konkret ausgestaltet werden soll, noch, wann es ausgezahlt werden wird. In Aussicht 

Um bei steigenden CO2-Preisen eine breite Akzeptanz 
für die CO2-Bepreisung zu gewinnen, sollten die daraus 

resultierenden Einnahmen wieder komplett an die 
Verbraucher zurückzugeben werden.
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gestellt wurde von der Politik lediglich, dass bis zum Jahr 2025 die administrativen Vor-
aussetzungen geschaffen sein sollen, um ein Klimageld auszuzahlen. Ob das Klimageld 
noch in dieser Legislaturperiode ausgezahlt wird, darüber besteht Unklarheit.

Vor diesem Hintergrund enthält diese RWI Position einen pragmatischen Vorschlag, wie 
die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung bereits im laufenden Jahr 2024 unmittelbar 
nach entsprechender politischer Beschlussfassung an die Bevölkerung zurückverteilt 
werden können, um das weit vor der Einführung der CO2-Bepreisung im Jahr 2021 von 
der Politik gegebene Versprechen der Rückverteilung der Einnahmen endlich einzu-
lösen. Der Vorschlag besteht aus einer Kombination aus mehreren Maßnahmen zur 
jederzeit möglichen, sukzessiven Senkung des Strompreises: zum einen der Senkung 
von Strompreiskomponenten wie vor allem der Netzentgelte, mit denen der für die 
Energiewende unabdingbare Netzausbau finanziert wird, sowie zum anderen in der 
kompletten Abschaffung von Umlagen auf den Strompreis wie der KWK-Abgabe zur 
Förderung der Kraftwärmekopplung. Solche Maßnahmen zur Umsetzung der Energie-
wende sollten fortan aus dem für diesen Zweck geschaffenen Klima- und Transforma-
tionsfonds finanziert werden, nicht mehr von den Stromverbrauchern.

Mit der bei Umsetzung dieses Vorschlags möglichen massiven Senkung des Strompreises 
könnten die Wärme- und Verkehrswende auf doppelte Weise vorangetrieben werden: einer-
seits durch die CO2-Bepreisung fossiler Brenn- und Kraftstoffe als treibendem Faktor und 
andererseits durch die massive Vergünstigung von Strom als erheblichem Anreiz. Zugleich 
wäre die Rückerstattung der CO2-Preiseinnahmen mittels Strompreissenkungen im Ver-
gleich zum Klimageld mit geringen Transaktionskosten und geringem Verwaltungsaufwand 
verbunden und wäre nach entsprechender politischer Beschlussfassung sofort umsetzbar.

Auf die Einführung eines Klimageldes sollte die Politik hingegen nicht nur wegen des Ver-
waltungsaufwands verzichten, sondern auch aus weiteren Gründen, insbesondere aus 
Gründen der Effizienz und der Verteilungsgerechtigkeit (Sachs, Fuest 2023). Vor allem 
wäre es in Zeiten massiver finanzieller Engpässe beim Klima- und Transformationsfonds 
klug, die äußerst knappen Mittel möglichst so zu verwenden, dass damit zugleich die 
Energiewende vorangebracht und die Bürgerinnen und Bürger entlastet werden. Das 
würde durch eine Verwendung der Mittel des Klima- und Transformationsfonds zur Sen-
kung der Netzentgelte und der zahlreichen Umlagen auf den Strompreis der Fall sein, 
nicht aber bei Auszahlung eines Klimageldes.

Wenn auf den Stromrechnungen der Rückerstattungsbetrag deutlich hervorgehoben 
würde, so wie dies im Zuge der Strompreisbremse zur Dämpfung der hohen Strompreise 
im Jahr 2023 praktiziert wurde, und dieser Rückerstattungsbetrag auch noch mit einem 
klangvollen Namen wie Klimabonus bezeichnet würde, wäre die Sichtbarkeit der Rück-
erstattung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung in hohem Maße gewährleistet – ein 
Aspekt, der oftmals als einer der großen Vorteile des Klimagelds angesehen wird.
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2. Schnelle Rückerstattung der Einnahmen durch Senkung des 
Strompreises

Der Strompreis ließe sich für alle Verbraucher, sowohl für die privaten Haushalte als auch 
die Unternehmen, durch die Abschaffung von Strompreiskomponenten wie der KWK-
Umlage und weiterer Abgaben sowie der Senkung der Netzentgelte reduzieren. Dieser 
Schritt könnte und sollte aus dem Klima- und Transformationsfonds finanziert werden, 
denn dafür sprechen zahlreiche Gründe. Erstens würde damit ein fundamentaler Fehler 
im System beseitigt: Aus ökonomischer und verteilungspolitischer Sicht sollten nicht die 
Stromverbraucher – und damit im hohen Maße auch einkommensschwache Haushalte – 
für die Förderung von Energiewendemaßnahmen wie der Kraft-Wärme-Kopplung oder 
dem Ausbau der Netze, nicht zuletzt zum Anschluss von Windparks in Nord- und Ostsee, 
aufkommen, sondern die Steuerzahler. Dadurch würden stärkere Schultern stärker belas-
tet und die Kosten würden sozial ausgewogener verteilt.

Zweitens wäre eine zumindest zum Teil aus dem Klima- und Transformationsfonds ge-
leistete Finanzierung der Netzentgelte insofern gerechtfertigt, als der Ausbau der Strom-
netze für die erfolgreiche Umsetzung der Energiewende von essenzieller Bedeutung ist. 
Investitionen in die Netze können daher als Gemeinschaftsaufgabe angesehen werden, 
die aus dem Klima- und Transformationsfonds finanziert werden sollte, nicht aber von 
den Stromverbrauchern. Schließlich ist es die originäre Aufgabe dieses Fonds, mit den 
Fondsmitteln die Energiewende voranzubringen.

Drittens deutet ein robuster Befund zahlreicher Studien zu Alternativen zur Rückvertei-
lung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung darauf hin, dass das Klimageld bei den 
Bürgerinnen und Bürgern nicht die erste Wahl wäre. Vielmehr wünscht sich die Mehrheit, 
dass die CO2-Preiseinnahmen eher für den Ausbau der erneuerbaren Energien und für 
andere Maßnahmen zur Umsetzung der Energiewende verwendet werden sollten (z. B. 
Sommer, Mattauch, Pahle 2022).

Dieser Befund wird durch eine Erhebung vom Herbst 2023 bestätigt, die von der E.ON 
Stiftung im Rahmen des Projektes „Fortsetzung und Weiterentwicklung des Sozialökolo-
gischen Panels“ gefördert und von RWI und forsa durchgeführt wurde. So stimmen etwas 
mehr als drei Viertel der rund 4.500 Befragten der Aussage zu, dass die Mehreinnahmen, 
die durch eine CO2-Bepreisung entstehen, für den Ausbau der erneuerbaren Energien 
oder von klimafreundlichen Verkehrssystemen verwendet werden sollen (Abbildung 1), 
ein Verwendungszweck, der in der umweltökonomischen Literatur gemeinhin als „green 
spending“ bezeichnet wird.

Der Strompreis ließe sich für alle Verbraucher, sowohl für 
die privaten Haushalte als auch die Unternehmen, durch 
die Abschaffung von Strompreiskomponenten reduzieren.
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Abbildung 1: Antwort auf die Frage: „Wir haben Ihnen nun noch eine Reihe von 
Vorschlägen zusammengestellt, wie die Mehreinnahmen der Bundesregierung,  
die durch eine CO2-Bepreisung entstehen, verwendet werden könnten. Bitte geben  
Sie an, inwieweit Sie den folgenden Maßnahmen zustimmen.“ (n= 4.454 bis 4.474) 

Für eine jährliche Rückzahlung an alle Bürgerinnen und Bürger in gleicher Höhe, wie sie 
mit dem Klimageld beabsichtigt ist, votiert hingegen lediglich etwas mehr als ein Drittel 
der Befragten. Würden mit den CO2-Preiseinnahmen die Umlagen auf den Strompreis 
und die Netzentgelte gesenkt werden, würde somit dem Wunsch der Mehrheit der Bevöl-
kerung entsprochen, die Einnahmen nicht für eine Zahlung eines Klimageldes zu verwen-
den, sondern für Maßnahmen zur Förderung des Ausbaus der erneuerbaren Energien. 
Denn dafür ist der massive Ausbau der Stromnetze, der durch die Netzentgelte finanziert 
wird, unabdingbar. Die CO2-Preiseinnahmen für die Finanzierung der Energiewende zu 
verwenden, die ansonsten die Verbraucher mit höheren Strompreisen bezahlen müssten, 
wäre auch angesichts eines weiteren Erhebungsergebnisses geboten: Knapp drei Viertel 
der Befragten sind besorgt, dass die Stromkosten weiter steigen könnten (Abbildung 2).

Viertens würden durch eine Strompreissenkung nicht allein die privaten Haushalte be-
günstigt, wie das beim Klimageld der Fall wäre. Vielmehr kämen auch die Unternehmen, 
darunter die vielen mittelständischen Unternehmen und die Firmen aus dem Sektor Ge-
werbe, Handel und Dienstleistungen, die nicht wie energieintensive Unternehmen von 
zahlreichen Vergünstigungen beim Strompreis profitieren, in den Genuss günstigerer 

Ausbau von erneuerbaren 
Energien (z.B. Wind-, Solar- und 

Wasserkraft) oder von klima-
freundlichen Verkehrssystemen 

(z.B. Radwege und 
öffentlicher Nahverkehr) 

Unterstützung von Haushalten
mit niedrigem Einkommen

Jährliche  Rückzahlung an
alle Bürgerinnen und Bürger

in gleicher Höhe
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bedingter Strompreiskomponenten aus dem Klima- und Transformationsfonds würde 
somit einer Steuerentlastung für Unternehmen gleichkommen, die das wirtschaftliche 
Wachstum in Deutschland beflügeln könnte.

Fünftens ließen sich mit einer Senkung der Netzentgelte die immer heftigeren Diskussio-
nen um die ungleiche Verteilung der Kosten des Netzausbaus auf unbürokratische Weise 
beenden. Die Ursache für diese Diskussionen liegt darin, dass in manchen Regionen die 
Stromverbraucher aufgrund des ungleich verteilten Ausbaus der Erneuerbaren deutlich 
höhere Netzentgelte zu bezahlen haben als in anderen Regionen. Zu den Bundesländern 
mit hohen Netzentgelten zählen vor allem Schleswig-Holstein, Brandenburg und Sach-
sen-Anhalt, die Länder mit dem stärksten Ausbau bei Windkraftanlagen. Die regionalen 
Unterschiede machen mehrere Cent je Kilowattstunde (kWh) aus (BNetzA 2023).

Abbildung 2: Antwort auf die Frage: „Sind Sie besorgt darüber, dass in Zukunft die 
Stromkosten weiter steigen?“ (Anzahl an Antworten: 4.500)
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Netzbetreiber, die mit besonders hohen Kosten für den Erneuerbaren-Ausbau konfron-
tiert sind, ab einem gewissen Schwellenwert einen Teil ihrer Kosten bundesweit umle-
gen können (BNetzA 2023). Dadurch würden deren Netzentgelte um bis zu einem Viertel 
sinken, die Entgelte anderer Netzbetreiber entsprechend steigen. Ein solcher Umvertei-
lungsmechanismus, der ab dem Jahr 2025 in Kraft treten soll, ließe sich mit einer schritt-
weisen Senkung der Netzentgelte bis hin zu deren völliger Abschaffung vermeiden.

3. Entlastung der Verbraucher bei den Netzentgelten dringend 
nötig

Tatsächlich wäre bereits das Fixieren der Netzentgelte auf dem Niveau des Jahres 2023 
eine wichtige Maßnahme zur Dämpfung des Strompreisanstieges und zur Entlastung der 
Verbraucher, denn im Zuge des für die Energiewende erforderlichen Stromnetzausbaus 
haben rund die Hälfte der etwa tausend Netzbetreiber in Deutschland die Netzentgelte 
für das Jahr 2024 deutlich erhöht oder haben angekündigt, diese in den kommenden Mo-
naten anzupassen (BNetzA 2023).

Deshalb war von der Bundesregierung ursprünglich vorgesehen, dass die Netzbetreiber 
im Jahr 2024 5,5 Milliarden Euro aus dem Klima- und Transformationsfonds erhalten, um 
eine Netzentgelterhöhung vermeiden zu können – eine Maßnahme, die ersatzlos gestri-
chen wurde, nachdem das Bundesverfassungsgericht die Übertragung von 60 Milliarden 
Euro an Kreditermächtigungen aus den Zeiten der Corona-Pandemie in den Klima- und 
Transformationsfonds als verfassungswidrig erklärt hat. Das ist aus Sicht der Verbraucher 
sehr bedauerlich, denn die Netzentgelte machten bereits im Jahr 2022 etwas mehr als 
ein Fünftel des Strompreises aus und lagen etwa beim Vierfachen der Stromsteuer von 
2,05 Cent je kWh. So betrugen die Netzentgelte bei einem Haushalt mit einem Strom-
verbrauch von 3 500 kWh rund 8 Cent je kWh (Abbildung 3).
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49 | 12 Abbildung 3: Zusammensetzung des Strompreises für private Haushalte in ct/kWh im 

Jahr 2023

Quellen: Bundesnetzagentur. https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/
PreiseAbschlaege/Tarife-table.html. https://data.bundesnetzagentur.de/Bundesnetzagentur/
SharedDocs/Mediathek/Monitoringberichte/monitoringberichtenergie2022.pdf

Zur Gegenfinanzierung einer gänzlichen Abschaffung der Netzentgelte wären statt etwa 
7 Milliarden Euro wie bei der Stromsteuer rund 28 Milliarden Euro erforderlich. Um ent-
sprechend hohe Einnahmen aus der CO2-Bepreisung zu erhalten, müsste der CO2-Preis 
auf einem deutlich höheren Niveau als aktuell liegen. Schließlich beliefen sich die Einnah-
men beim für das Jahr 2023 gültigen CO2-Preis von 30 Euro auf lediglich rund 8,6 Milli-
arden Euro, für 2024 werden bei einem CO2-Preis von 45 Euro etwa 2,3 Milliarden mehr 
erwartet, das heißt rund 10,9 Milliarden Euro. Damit könnten die Netzentgelte zwar nur 
zum Teil gesenkt werden, mit weiter steigenden CO2-Preisen könnte diese Senkung je-
doch sukzessive umfangreicher ausfallen.

Letzten Endes könnten diese Maßnahmen dazu führen, dass der Strompreis um mehr als 
10 Cents je Kilowattstunde sinkt, mithin um über ein Viertel der Strompreisbremse von 
40 Cents. Ein Durchschnittshaushalt mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern, welcher 
einen Stromverbrauch von rund 4 250 kWh pro Jahr hat, würde durch eine solche Strom-
preissenkung um über 400 Euro pro Jahr entlastet werden.

Beschaffung, Vertrieb

Umlage nach § 19 StromNEV

Netzentgelt

Konzessionsabgabe

KWKG-Umlage
Stromsteuer

Offshore-Netzumlage

Mehrwertsteuer

0,36 2,05

9,52

23,83

0,59
0,42 1,66

7,30

45,73
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doppelter Dividende
Die Auszahlung des im Jahr 2021 von der Ampelregierung versprochenen Klimageldes 
steht noch immer aus und es bleibt weiterhin unklar, ob es überhaupt ausgezahlt wird 
und falls doch, zu welchem Zeitpunkt. Die Ampelregierung wäre gut beraten, die CO2-
Preiseinnahmen in anderer Form zurückzugeben, um die Akzeptanz für dieses Klima-
schutzinstrument nicht weiter zu gefährden — am besten noch deutlich vor der für das 
Jahr 2025 vorgesehenen Erhöhung des nationalen CO2-Preises von aktuell 45 auf 55 Euro.

Vor diesem Hintergrund votieren wir mit dieser RWI Position für eine im Gegensatz zum 
Klimageld jederzeit umsetzbare Rückerstattungsalternative: die völlige Abschaffung von 
Umlagen auf den Strompreis sowie die sukzessive Reduzierung der Netzentgelte mit Hilfe 
der Mittel des Klima- und Transformationsfonds. Mit der dadurch möglichen massiven 
Senkung des Strompreises um mehr als 10 Cents je Kilowattstunde könnten die Wär-
me- und Verkehrswende in doppelter Weise vorangetrieben werden: Einerseits durch die 
CO2-Bepreisung fossiler Brenn- und Kraftstoffe als treibender Faktor und andererseits 
durch die massive Vergünstigung von Strom als Anreiz.

Würden Maßnahmen wie die Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung und der Ausbau 
der Netze fortan nicht mehr von den Stromverbrauchern finanziert, sondern aus dem 
Klima- und Transformationsfonds, würden diese Mittel exakt für den Zweck verwendet, 
für den dieser Fonds geschaffen wurde: die treibhausgasverringernde Transformation 
des Energiesystems.

Da Umlagen und Netzentgelte in ihrer verzerrenden Wirkung dem Effekt einer Steuer 
gleichkommen, würde deren Senkung die verzerrende Wirkung verringern und es lie-
ße sich mit dieser Art der Rückverteilung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung eine 
doppelte Dividende erzielen: Zum einen würde mit dem CO2-Preis eine ökologische 
Lenkungswirkung erzielt und zum anderen würden die verzerrenden Wirkungen der Um-
lagen und Netzentgelte verringert oder gar ganz beseitigt werden können.

Diese doppelte Dividende gäbe es bei einer Rückerstattung via Klimageld nicht. Darüber 
hinaus wäre es in Zeiten massiver finanzieller Engpässe beim Klima- und Transformati-
onsfonds klug, die äußerst knappen Mittel möglichst so zu verwenden, dass damit zugleich 

Ein Durchschnittshaushalt mit zwei Erwachsenen und zwei 
Kindern mit einem Stromverbrauch von rund 4.250 kWh 
pro Jahr würde durch eine solche Strompreissenkung um 

über 400 Euro pro Jahr entlastet werden.
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Im Gegensatz zu einer Auszahlung des Klimagelds ließe sich beides durch eine Verwen-
dung der Mittel des Klima- und Transformationsfonds zur Senkung der Netzentgelte und 
der zahlreichen Umlagen auf den Strompreis verwirklichen. Dieser Vorschlag steht nicht 
nur im Einklang mit den schon im Jahr 2019 formulierten Vorschlägen des Sachverständi-
genrates zu einer sozial ausgewogenen Klimapolitik (SVR 2019), sondern wäre auch eine 
konsequente Fortsetzung des von der Bundesregierung bereits mit der Übernahme der 
EEG-Umlage aus Steuermitteln eingeschlagenen Politikpfads.
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#82 Promoting Public Transport with Modern Pricing Schemes

#81 Stopp des Bezugs von russischem Gas birgt erhebliche Risiken

#80 7-Tage- oder Hospitalisierungsinzidenz – Die „risikoadjustierte Inzidenz“ als alternativer Frühindikator?

#79 Nach Corona: Jetzt stabile Krankenhausstrukturen schaffen

#78 Corona-Statistiken: Einordnung und Verwendung

#77 Vorwärts mit Corona-Dashboard

#76 Corona-Krisenmanagement im Gesundheitswesen

www.rwi-essen.de/positionen
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